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\~ BLfNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

Bundeswirtschaftskammer 

BundeswIrtschaftskammer A-1045 Wien· Postfach 195 

Y1 kLI'L~'r 
An das 
Präsidium des 
Nationalrates 

Parlament 
1010 Wien 

Ihre Zahl/Nachricht vom 
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, Vertai ' 0 .). ~o 
Unsere Zahl/Sachbearbeiter n Datum 

RGp 437/89/Wr/AP Tel. 501 054298 
Fax 502 06250 

11.01.90 

Betreff 

Entwurf eines Bundesgestzes, mit dem das 
Fleischuntersuchungsgesetz geändert wird, 
Begutachtung 

Dem Ersuchen des Bundeskanzleramtes entsprechend übermi ttel t die Bundeskam­

mer der gewerblichen Wirtschaft 25 Kopien ihrer zu dem oben genannten Ent­

wurf erstatteten Stellungnahme mit der Bitte um gefällige Kenntnisnahme. 

Anlage (25-fach) 

Wledner Hauptstraße 63 
A-1045 Wien 
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Für den ~ra.lJ3ekretär: 
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Telex 111871 BUKA 
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Telegrammadresse 
BUWIKA 

Creditanstalt-Bankverein 
Konto Nr. 0020-95032/00 
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BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

BlI1deskanzleramt 
Sektion VII 

RadetzkystraBe 2 
1031 Wien 

· ... r" Zar;i/Nachricht vom 

Bundeswirtschaftskammer 

Unsere ZahI/Sc:;r)bearbel:er 

GZ. 79.110/49-VII/10/89 
10. NbYember 1989 

RGp 437/89/Wr/AP 
Bc:€- :::"rc~wahi beach;er 

-"" 5=- Cf;/ 4298 15.01.90 

Entwurf eines Btndesgesetzes, mit dem das 
Fleischuntersuchungsgesetz geändert wird, 
Begutacht\!1g 

=2:>' '):;2':13/ 250 

Die Bundeskamner dankt für die Übenni ttlung des gegenständlichen Entwurfes 

Uld beehrt sich mitzuteilen, daß sie diesen in der vorliegenden Fassung mit 

allem Nachdruck ablehnt. Als Begrtindu1g wird ausgefUhrt: 

Mi t Entschließung des Nationalrates VOOl 17. Mai 1989 wurde der Bundesnini­

ster :fUr Gesundhei t und öffentlicher Dienst aufgefordert, die Fleischuntel"­

suchungsvorschriften einer Überprüfung zu unterziehen, \\'Obei die Entlastlng 

von venneidbaren adninistrativen Maßnahmen - insbesondere im Bereich der 

Kontrolluntersuchung - erreicht werden sollte. Der vorliegende Entwurf wird 

dieser Zielvorgabe in keiner Weise gerecht. Im Gegensatz zu dem eindeutigen 

klaren Auftrag des Nationalrates. 1st in. § 40 anstelle der bisherigen Rege­

lung, die gI'U'ldsätzlich eine fakultative tnd nur mter ganz best1mnten VOl"­

a.JSSetz\mgen eine obligatorische KootrollunteI'Sl.tCl'lmg nonnierte, n.nnehr 

eine generelle obligatorische Kontrolluntersuctl\ng vorgesehen; eine ciJrch 

nichts zu begr\ildende U'ld völlig tneinsichtige Verschärf\.l'lg. Auch die Erwei­

telU'lg des Ausnatlnekataloges in § 40 Abs 3 kann an der Tatsache nichts än­

dern, daß anstelle des beabsichtigten Abbaues eine VervielfachLrlg der aan1-

nistrativen Maßnahnen eintreten wird. 

In den ErläuteIUlgen wird festgesteIl t, daß die Neuregel\.l'lg der Ka'ltrollU'l­

tersuchung m-ka'lfonn sei U'ld dies dani t begrli'ldet, daß es keine Bestinm..rlg 
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in der EG gäbe, welche die Kontrolle des innerstaatlichen Fleischverkehrs 

regel t. Diese FeststellU"'lg ist unrichtig. Die vorgeschlagene RegelU"'lg ent­

spricht der Richtlinie 88/409/EWG des Rates vcm 15. JtI1i. 1988 Uber I-{ygiene­

vorschriften ftir frisches Fleisch, das ftir den Inlandsmarkt der einzelnen 

Mitgliedsstaaten bestimmt ist. Diese Richtlinie sieht keine Kontrolluntersu­

chU"'lg vor trld es gibt keinen EG-Mi tgliedsstaat, in dem eine vergleichbare 

Untersuchung durchgeführt wird. Die BestirrJru1gen des FleischuntersuchU"'lgSge­

setzes sind daher in diesem Ptnkt nicht EG-konform! Spätestens bei einer zu­

kUnftigen Öffnung Österreichs zur EG, gleichgi..il tig welche konkrete Ausfor­

ßU1g rnn auch imner zustande kcmnen mag, wird die KontrolluntersuchU'1g zwin­

gend entfallen müssen. 

Die Blndeskanmer hat seit Jahren wiederholt darauf hingewiesen, daß die Kon­

troll untersuchung - abgesehen von verfasSU'1gsrechtlichen Bedenken - in er­

ster Linie nicht sanitäts- und veterinärpolizeilichen Zwecken dient, sandern 

vielmehr eine fiskalpolitische Maßnahme darstell t, welche ftir die betroffe­

nen Mitgliedsbetriebe eine unzunutbare Belastung darstellt. Fleisch und 

Fleischwaren unterliegen als Lebensmittel sämtlichen Bestimmungen des Le­

bensmittelrechts. So sieht das Lebensmittelgesetz 1975 vor, daß bei jeder 

Stufe des Inverkehrbringens ab der Schlachtung eine einwandfreie Kontroll­

ßlÖglichkei t durch die I.ebensmi ttelaufsichtsorgane gewährleistet sein nuß. 

Hinzu treten die Vorschriften über die Schlachttier- und Fleischuntersu­

chu1g, sodaß vor allem mter Beri.1cksichtigung der Regelungen der Fleischhy­

gieneverordntng von einer unfassenden md lUCkenlosen Kontrolle Val Fleisch 

md Fleischwaren ausgegangen werden kann. Im Lichte der obzitierten Uberle­

gu'lgen wiedertlol t d.1:e Btrldeskarmer ihre mehrfach vorgebrachte FordeI'll1g nach 

ersatzloser Abscha:N\J1g der Kantrollmtersuchl.rlg. Dies entspräche der Ziel­

vorgabe der Entschließlrlg des Nationalrates, schUfe einen den einschlägigen 

m-Normen entsprechenden Rechtsstandard U1d bedeutete 1m Hinblick auf die 

strengen Kontrollen, die aufgnnd des Lebensni ttelgesetzes d1rchgeftJlrt wer­

den. keinerlei Gefährd.l1g der menschlichen Gestn:llei t. 

Abgesehen val der ausfltlrlich besprochenen KontrollmteI'SUehmg, bietet a1Ch 

§ 26 b .Anlaß zur Kr! tik. Die in § 26 b des Entwurfes vorgesehenen Ma&lahnen t 

wie Kennzeichrn.l'lg md Sperre des gesanten betroffenen TierbestEl'ldes, sind 
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aus der Sicht der fleischbearbei tenden und -verarbei tenden Betriebe wegen 

ihrer Unverhäl tnismäßigkei t abzulehnen. Die bisherige Regeltrlg, die den 

Fleischmtersuchungstierarzt berechtigt, im Verdachtsfall Proben zur Unter­

suchtrlg auf RUckstände dem Schlachtkörper zu en1nehnen, erscheint durchaus 

ausreichend, un den Regeltrlgszweck zu erfUllen. 

Mi t Bedauern nußte die Btndeskarrrner weiters feststellen, daß der vorliegende 

Entwurf vielleicht alle f'Ur die Behörde relevanten Belange zufriedenstellend 

regelt, die berechtigten Anliegen der betroffenen Unternehrm.rlgen jedoch an­

scheinend als mwichtig betrachtet oder Uberhaupt negiert. Es darf in Erin­

nerung gerufen werden, daß anläßlich der letzten Novelle des Fleischll1tersu­

chungsgesetzes mter anderem auch die Frage der umsatzsteuerlichen Behand­

lll"lg der Beschaugebühren zur Diskussion gestell t worden war. Die Vertreter 

der Wirtschaft wurden auf eine spätere, gesonderte Novellierung vertröstet. 

Dies mit dem Bemerken, daß man mit der (letzten) Novellierung ohnehin schon 

in Verzug sei und die steuerliche Frage gesondert behandeln wolle. <lJwohl. in 

den letzten Monaten wiederholt Gespräche mit zuständigen Behördenvertretern 

md Pol i tikern gefUhrt wurden, sucht man im vorliegenden Entwurf vergeblich 

nach LösmgSansätzen • 

ZUr Erinnerung darf nochmals die Problemstellmg aufgezeigt werden: 

Das Fleischuntersuchll1gSgesetz sieht unter anderem vor, daß !Ur die 

Schlachttier- md Fleischuntersuchmg Gebühren an die Gemeinde zu entrichten 

sind, deren ff6he van Landeshauptmann 1m Verordrn.l1gswege festzusetzen sind. 

In diesen FleischlntersuchmgsgebUhren ist einersei ts das Entgelt für den , 
Tierarzt, anderersei ts der Kostenersatz tnd der Zuschlag !Ur die Gemeinde 

enthalten. Das an die Gemeinde zu entrichtende Entgelt ist, da. es sich bei 

der Fleischultersuchmg un die ErfUllmg öffentlich-rechtlicher Abgaben han­

delt, nicht unsatzsteuerbar. 

I 

Der Tierarzt tritt bei den Vieh-I lIld Fleiscl'ultersuchlzlgen als Organ der Ge­

meinde auf. Er ist entweder Angestellter der Gemeinde oder fUhrt die Unter­

SllChu'lgen aufgIUld eines Werkvertrages durch. Steht der betreffende Tierarzt 

nicht in einem DienstveIhäl. tnis m1 t der Gemeinde, ist diese Tätigkei t nach 
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der Judikatur des Verwal tLngsgerichtshofes als eine selbständige zu qualifi­

zieren. Er hat daher für jene Beträge, die er von der Gemeinde ertlält, an­
satzsteuer zu entrichten. Da jedoch die Gemeinde bei der Schlachttier- und 

Fleischuntersuchung nicht unternehnerisch tätig wird, sondern hoheitliche 

Aufgaben wahminrnt, hat sie nicht die Mögl1chkei t, jene Unsatzsteuer, die 

der Tierarzt in Rechnung stellt, als Vorsteuer in Abzug zu bringen. Fazit: 

ein Vorsteuerabzug für die betroffenen Mitgliedsbetriebe ist daher nicht 

möglich. Jener Betrag, der vcm Tierarzt als Unsatzsteuer abgefUhrt wird, 

wird also - entgegen der Systematik des Unsatzsteuergesetzes - zu einem Ko­

stenfaktor. Verschärft wurde die Problematik zusätzlich dadurch, daß im Rah­

men der Steuerrefonn der Unsatzsteuersatz fUr Tierärzte per 1.1.1989 von 

10 % auf 20 % angehoben wurde. Die Bundeskarrmer hat - wie berei ts erwähnt -

im Oktober 1988 anläßlich der Begutachtung der letzten Novelle des Flei­

schuntersuchungsgesetzes vorgeschlagen, die in den §§ 47 und 48 leg cit an­

gesprochenen Gebühren für die Schlachttier- und Fleischuntersuch1..l1gen als 

umsatzsteuerpflichtiges Entgelt im Sinne des § 1 Unsatzsteuergesetz 1972 

festzulegen. Sie nirrmt den nunmehrigen Entwurf zun Anlaß, ihren seinerzeiti­

gen Antrag zu wiederholen. 

Zusarrmenfassend dürfen die Schwerpunkte dieser Stellungnahme schlagwortartig 

nochmals aufgelistet werden: 

1. Ersatzlose Streichmg der Kontrolluntersuchung 

2. LöSLllg des Gebührenproblems 

Die Bundeskamler bittet, der vorgebrachten Kri tik ~feme Rechnung zu tra­

gen, als der NovellieIU1gSentwurf \.rlter Einbi.nchrlg von Experten aus der 

Wirtscha:ft einer eingehenden Uberarbei tung \.rlterzogen wird. 
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